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BAYERN LOCKERT RAUCHVERBOT
Das Kabinett hat eine Neuregelung des Nichtraucherschutzes beschlossen. Das neue Gesetz soll ab 1. August

das bisher strikte Verbot lockern, aber gleichzeitig die Zahl der Raucherclubs eindämmen.

- Wie läuft das mit den
Kontrollen? Die Kreisver-
waltungsbehörden hatten
ja bisher schon keine Lust,
Ihr Verbot zu überwachen.

Es ist jetzt wesentlich einfa-
cher: Die Behörden vor Ort
müssen darauf schauen, wie
groß die Gaststätte ist und ob
sie einen Nebenraum hat.

- Wenn Sie abends mal
in Ihrer Lieblingskneipe ein
Bier trinken gehen und sich
den Ministerfrust von der
Seele reden – wird da ei-
gentlich geraucht?

Ein bayerischer Staatsminis-
ter kennt keinen Frust. Au-
ßerdem habe ich viel zu we-
nig Zeit, um öfters in die
Kneipe zu gehen.

Das Interview führte
Christian Deutschländer

Markus Söder,
Gesundheitsminister, über

das neue Rauch-Gesetz

tuation einzustellen. Damit
kommt man den Wirten ent-
gegen. Am Ende braucht es
jedoch eine klare Regelung,
die den Jugend- und Nicht-
raucherschutz stärkt.

- Bürokratisch ist diese
75-Quadratmeter-Zählerei
ja schon!

Das ist die Grundlage, die das
Bundesverfassungsgericht
dem Gesetzgeber vorgibt. Da-
ran orientieren wir uns.

- Rauchergaststätten
müssen künftig ein Schild
an der Tür haben und da-
rauf hinweisen. Wie wird
das aussehen? Ein großes
blaues „R“?

Eine Einraum-Gaststätte, die
sich für das Rauchen ent-
scheidet, muss dies am Ein-
gang kenntlich machen.

schlossenen Gesellschaft
erklären, ohne dass Sie das
verhindern können.

Eine Familienfeier kann nach
wie vor eine geschlossene Ge-
sellschaft bleiben.

- Ja, aber wie verhin-
dern Sie konkret künftig
die Bildung von Raucher-
clubs?

Die Gastwirte haben bis zum
1. August Zeit, sich auf die Si-

chenden Ausnahmen. Zum
Beispiel darf in Nebenräumen
von Gaststätten, in kleineren
Bars oder Dorfkneipen ge-
raucht werden, wenn sie als
Raucherlokale gekennzeich-
net sind. Das ist für alle klar
und nachvollziehbar. Es ent-
spricht der bayerischen Philo-
sophie von „Leben und leben
lassen“.

- Werden Sie die Rau-
cherclubs verbieten?

Raucherclubs braucht es jetzt
nicht mehr. Entweder eine
Gaststätte mit mehreren Räu-
men richtet einen Nebenraum
ein oder eine sogenannte Ein-
raum-Gaststätte bis 75 Qua-
dratmeter Größe erklärt sich
zum Raucherlokal.

- Ein Lokal kann sich
doch nach wie vor zur ge-

- Alle paar Monate eine
neue Raucher-Regelung –
blicken Sie selbst noch
durch?

Ja. Wichtig ist, dass wir den
Nichtraucherschutz auf ho-
hem Niveau halten, aber
gleichzeitig wieder Rechts-
frieden in die Wirtshäuser be-
kommen. Gleiches gilt für die
Bierzelte. Die enorme Zahl
der Raucherclubs hat gezeigt,
dass das alte Gesetz nicht
praktikabel war.

- Ihr Ministerium ist ja
schuld an den Raucher-
club-Schlupflöchern im Ge-
setz. Klappt’s diesmal
handwerklich besser?

Wir haben jetzt einen ausge-
wogenen Kompromiss mit ei-
nem hohen Maß an Jugend-
schutz und einigen der Le-
benswirklichkeit entspre-

„Raucherclubs braucht es jetzt nicht mehr“
Bayerns Gesundheitsminister Söder erklärt die Details des neuen Gesetzes – Kontrollen werden vereinfacht

Im Überblick
In öffentlichen Gebäuden, Ein-
richtungen für Kinder und Ju-
gendliche, Bildungseinrichtun-
gen für Erwachsene, Einrichtun-
gen des Gesundheitswesens,
Heimen, Sportstätten und Flug-
häfen bleibt das Rauchverbot.

In Festzelten, die nur vorüber-
gehend betrieben werden – et-
wa auf der Wiesn – wird das
Rauchen generell erlaubt.

In Einraum-Gaststätten mit
weniger als 75 Quadratmetern
Gastfläche und ohne abge-
trennten Nebenraum wird das
Rauchen erlaubt. Bedingung:
Das dürfen keine Speiselokale
sein, sie dürfen also nur kalte
oder einfach zubereitete warme
Speisen servieren. An der Tür
muss klar auf die Raucherlaub-
nis hingewiesen werden. Min-
derjährige haben keinen Zutritt.

In Mehrraum-Gaststätten und
Kultur- und Freizeiteinrichtun-
gen mit mehreren Räumen
kann der Verantwortliche in ei-
nem gekennzeichneten Neben-
raum das Rauchen zulassen. Der
Nebenraum muss vollständig
abgetrennt sein. Minderjährige
müssen draußen bleiben.

Eine Innovations-Klausel im
Gesetz besagt, dass zusätzliche
Ausnahmen per Rechtsverord-
nung erlaubt werden können,
wenn Wirte hochwirksame Ge-
räte zur Luftreinigung oder Ent-
lüftung aufstellen.

In Discos kann das Rauchen in
einem Nebenraum gestattet
werden, wenn darin keine Tanz-
fläche ist. Auch hier haben Min-
derjährige keinen Zutritt.

Raucherclubs soll es künftig
nicht mehr geben. Der entschei-
dende Zusatz im Gesetz „soweit
sie öffentlich zugänglich sind“
wird gestrichen.

Familienfeiern bleiben vom
Rauchverbot ausgenommen als,
wie es die Staatsregierung for-
muliert, „echte geschlossene
Gesellschaften“. Raucherclubs
sind demnach keine geschlosse-
nen Gesellschaften.

In Privaträumen gilt weiterhin
kein Rauchverbot. Hier kann der
Gesetzgeber nichts vorschrei-
ben. Auch im Auto gilt kein
Rauchverbot.

In Zügen hält die Deutsche
Bahn das Rauchverbot aufrecht.

Das neue Gesetz gilt ab 1. Au-
gust 2009, wenn der Landtag
zustimmt. Vorher soll im Parla-
ment eine Anhörung von Ver-
bänden und Betroffenen statt-
finden. cd/mm

AKTUELLES
IN KÜRZE

HESSEN
Koch gibt Gas
Die Verhandlungen über
eine schwarz-gelbe Koali-
tion sollen möglichst bis
zur konstituierenden Sit-
zung des Landtags am 5.
Februar abgeschlossen
sein. CDU-Chef Roland
Koch will „so schnell wie
möglich arbeiten“.

Ypsilanti: Verfahren
Ein mittelhessischer SPD-
Ortsverein hat ein Partei-
ordnungsverfahren gegen
die zurückgetretene Lan-
deschefin Andrea Ypsilan-
ti beantragt. Ziel ist die
Rückgabe ihres Landtags-
mandats. Das kann aller-
dings nicht mit einem Par-
teiordnungsverfahren er-
zwungen werden.

NAHOST
Ban Ki Moon in Gaza
Zwei Tage nach Inkrafttre-
ten der Waffenruhe hat
UN-Generalsekretär Ban
Ki Moon gestern den Ga-
zastreifen besucht. Er
wollte sich dort ein Bild
von der Zerstörung ma-
chen. Nach den letzten pa-
lästinensischen Angaben
ist die Zahl der Opfer der
israelischen Militäroffen-
sive auf 1414 gestiegen.

ITALIEN
448 Flüchtlinge
Auf der süditalienischen
Insel Lampedusa sind er-
neut 448 Bootsflüchtlinge
gelandet. Die Immigranten
– darunter 40 Frauen, 28
Minderjährige und ein
Säugling – waren in zwei
Booten unterwegs. Im
Auffanglager der Insel hal-
ten sich jetzt 1800 Men-
schen auf. Da es nur für
700 ausgelegt ist, steht das
Lager vor einem Kollaps.

SOMALIA
Lösegeld gesenkt
Somalische Piraten sollen
ihre Lösegeldforderung für
ein vor drei Wochen geka-
pertes ägyptisches Schiff
von fünf auf drei Millionen
US-Dollar gesenkt haben.
Wie ein Sprecher der ägyp-
tischen Reederei New Ma-
rine erklärte, haben sich
mehrere somalische Ver-
mittler in die Verhandlun-
gen eingeschaltet.

JEMEN
Deutsche Geisel frei
Der am Sonntag im Jemen
entführte deutsche Inge-
nieur ist wieder frei. Auch
zwei mit ihm zusammen
verschleppte jemenitische
Kollegen wurden von den
Entführern freigelassen.
Die Männer wurden in der
Nacht in der Hauptstadt
Sanaa erwartet.

EL SALVADOR
Sieg der Linken
Bei der Parlamentswahl in
El Salvador ist die linksge-
richtete FMLN wieder zur
stärksten Kraft geworden.
Die frühere Guerillagrup-
pe gewann landesweit 50
Prozent der Stimmen.

Das Datum
21. Januar 1997: Bundes-
kanzler Helmut Kohl und
der tschechische Minister-
präsident Vaclav Klaus un-
terzeichnen in Prag eine
Aussöhnungserklärung.
21. Januar 1954: Das erste
atomar betriebene
U-Boot „USS Nautilus“
läuft in den USA vom Sta-
pel.
21. Januar 1793: Der abge-
setzte und zum Tode ver-
urteilte französische Kö-
nig Ludwig XVI. wird öf-
fentlich enthauptet.

der Gastronomie komplett zu
streichen.

Wirte liefen Sturm dage-
gen. Im Gesundheitsministe-
rium residiert als Hausherr in-
zwischen Markus Söder. Er
dreht das Gesetz nun zurück
– eine Forderung aus dem Ko-
alitionsvertrag mit der FDP.
Wer da wen angetrieben hat
in der neuen bayerischen Ko-
alition, ist hinterher kaum
feststellbar. Der CSU liegt viel
daran, das ungeliebte Gesetz

chen“, sagte er unserer Zei-
tung im August 2006. „Das
wird keine einfache Diskussi-
on.“ Die Vorhersage erwies
sich als völlig korrekt. Die
Landtags-CSU warf ein gutes
Jahr später selbst alle Vor-
sicht über Bord. Weil mehrere
Dutzend Abweichler eine Lo-
ckerung forderten, beschloss
in einer Gegenreaktion die
Mehrheit unter Führung ihres
Fraktionschefs Georg
Schmid, alle Ausnahmen in

Ein halbes Jahr noch
herrscht in Bayern Chaos
mit Rauchverbot und
Raucherclubs, dann soll
Schluss sein. Die Staatsre-
gierung hat sich auf ein
neues Gesetz verstän-
digt, das ab 1. August
Bayerns Gastronomen
und Gäste befrieden soll.

VON CARSTEN HOEFER UND
CHRISTIAN DEUTSCHLÄNDER

München – Bei der Reform
des Rauchverbots gilt eine
neue Devise in der Staats-
kanzlei: Mit Volldampf rück-
wärts. Fünfzehn Monate nach
dem Auszug Edmund Stoi-
bers aus der Regierungszen-
trale hat die schwarz-gelbe
Koalition seines Nachnach-
folgers Horst Seehofer einen
Gesetzentwurf beschlossen,
der dem ursprünglichen Ent-
wurf der Stoiber-Regierung
aus 2006 stark ähnelt.

Es ist die Rückkehr an den
Ausgangspunkt. Denn Stoi-
ber und sein damaliger Ge-
sundheitsminister Werner
Schnappauf wollten von An-
fang an das Rauchen in Bier-
und Festzelten sowie in Ne-
benräumen von Gaststätten
vom Verbot ausnehmen.
Nach zweieinhalb Jahren po-
litischer Qualmbildung bleibt
die CSU gesundheitlich ange-
griffen zurück.

Schnappauf schwante früh
Böses: „Wir haben im Kabi-
nett Kollegen, die gerne rau-

Mit Volldampf rückwärts

Jetzt wieder vollständig erlaubt: Raucher auf dem Münchner Oktoberfest. FOTO: DPA

ben lassen‘“, sagt Vize-Minis-
terpräsident Martin Zeil,
gleichwohl bleibe ein strikter
Nichtraucherschutz die Ge-
nerallinie. „Wenn das neue
Gesetz den Landtag passiert
hat, wird in Bayern wieder ein
Stück mehr Liberalitas Bava-
riae gelten“, sekundiert Frak-
tionschef Thomas Hacker.

Tatsächlich griff die FDP
nochmal mäßigend in einige
Details der Pläne aus dem Ge-
sundheitsministerium ein.
Zeil setzte eine „Innovations-
klausel“ durch, nach der in
Zukunft das Rauchverbot
auch dann gelockert werden
könnte, wenn Wirte extrem
wirksame Entlüfter aufstel-
len. Außerdem warb der Hob-
bykoch erfolgreich dafür,
dass auch im Raucherlokal
einfache Speisen serviert wer-
den dürfen: „Darunter fallen
warme Würstl, nicht aber der
Schweinsbraten.“ Söders De-
finition: „Fritteuse, Mikro-
welle, Kleinkochtopf.“

Die Opposition stellt sich
mehrheitlich gegen das Ge-
setz. „Die Staatsregierung
knickt vor der Raucherlobby
ein“, klagt die SPD-Gesund-
heitspolitikerin Kathrin Son-
nenholzner. Nach einem Jahr
ein Gesetz ändern zu müssen,
sei ein politischer Konkurs-
antrag der CSU und ein „un-
möglicher Eiertanz“. „Wa-
ckelpudding-Politik“ höhnen
die Grünen. Sie rechnen mit
Klagen vor allem gegen die
Definitionen, was „Neben-
räume“ und was „einfache
Speisen“ sind.

nachzubessern, um bei den
nächsten Wahlen nicht wie-
der abgewatscht zu werden.
Wenngleich bisher nicht
messbar war, wie viele Stim-
men das Verbot kostete, gilt
es als eine der Ursachen für
das 43,4-ProzentLandtags-
Desaster.

Für die FDP ist das Gesetz
eine gute Vorlage, um sich als
liberale Kraft zu präsentieren.
„Das Gesetz atmet endlich
den Geist von ,Leben und le-

Die Gas-Streitigkeiten zwi-
schen der Ukraine und Russ-
land sind zu einer bösen Sil-
vestertradition geworden.
Seit 2005 wird in den euro-
päischen Ländern fast jeden
Dezember „Gas-Alarm“ ge-
schlagen. Nachdem dann im
Januar die Lieferungen wie-
der aufgenommen werden,
vergisst man die Gefahr bis
zum nächsten Jahreswechsel.

Warum verhalten sich eu-
ropäische Politiker so kurz-
sichtig? Warum gibt es diese
Konflikte zwischen den frü-
heren sowjetischen Wirt-
schaftsriesen? Wie könnte
Europa dem  vorbeugen? Wer
ist an den „Gas-Kriegen“ inte-
ressiert? Von außen betrach-
tet, lassen sich die drei letzten
Fragen  leichter beantworten.

Jeder russisch-ukrainische
„Gas-Krieg“ birgt politische
Gründe. Erinnern wir uns:
Früher hat Moskau seine
Gaslieferungen nach Westeu-
ropa niemals eingestellt. We-
der im Kalten Krieg noch zu
Zeiten seiner wirtschaftlichen

eine der pragmatischsten Lö-
sungen. Wie eine Studie der
Beratungsgesellschaft A. T.
Kearney zeigt, wird Europas
Abhängigkeit vom russischen
Gas in den nächsten Jahren
weiter zunehmen. Der Studie
zufolge steigt der Importbe-
darf bis zum Jahr 2020 um
knapp 70 Prozent. Dafür rei-
chen die derzeitigen Pipeline-
Kapazitäten von Russland
nach Europa aber nicht aus.

Klarer Sieger der Situation
ist übrigens die Europäische
Kommission. Der Gas-Streit
gießt Wasser auf ihre Mühlen.
Das Bestreben Brüssels nach
einer einheitlichen übernatio-
nalen Energiestrategie ge-
winnt selbst bei Euro-Skepti-
kern immer mehr Verständ-
nis. In diesem Zusammen-
hang sei daran erinnert, dass
in den 70er Jahren das Öl-
Embargo der arabischen Län-
der den ersten internationa-
len Anstoß gab, in der Ener-
giepolitik umzudenken und
neue Technologien zu entwi-
ckeln.

zwischen den früheren Ge-
fährten, der Premierministe-
rin Julia Timoschenko und
dem Präsidenten Wiktor
Juschtschenko, erschwert die
Situation nicht nur, sondern
wird selbst instrumentalisiert.
So gibt es Gerüchte, dass der
jetzige Gas-Streit nach Ab-
sprache mit ukrainischen Op-
positionspolitikern initiiert
wurde. Auch das alte Feind-
bild taucht wie immer auf:
Russische Medien streuen In-
formationen, wonach die
ukrainische Partei von Wa-
shington dirigiert wird.

Viertens: Der Kreml nutzt
die Gas-Krise, um sein Pro-
jekt „Nordstream“ zu forcie-
ren. Die Entwicklung der Ost-
see-Pipeline geht wegen des
Widerstandes einiger EU-
Staaten nur schleppend vo-
ran. Es ist sicher kein Zufall,
dass kurz nach dem Beginn
des Konfliktes die entspre-
chende Pressekonferenz von
„Nordstream“-Chef Gerhard
Schröder stattfand.

Das Projekt ist trotz allem

Zerrüttung Anfang der
1990er Jahre. Der erste Kon-
flikt entlud sich nach der so-
genannten Orangenen Revo-
lution in der Ukraine, als klar
wurde, dass sich Kiew für ei-
ne Annäherung an Nato und
EU entschieden hatte. Mos-
kau bestrafte die Ukraine für
„den Verrat“ und zeigte, dass
Unabhängigkeit wirtschaft-
lich abgesichert sein sollte.

Der jüngste Streit hat ein
paar neue Hintergründe. Ers-
tens: Kurz davor unterzeich-
neten die Ukraine und die
USA ein Abkommen über
strategische Partnerschaft.
Am 9. Januar wurde ein ähnli-
ches Dokument zwischen
den USA und Georgien be-
schlossen. Das heißt, die Eu-
ropäer wurden zu Geiseln im
Kampf zwischen den USA
und Russland um den post-
sowjetischen Raum.

Zweitens: Der aktuelle
Streit entwickelte sich unter
neuen makroökonomischen
Bedingungen. Die weltweite
Wirtschaftskrise verschärft al-

Andrey Kobyakov

Gas-Workshop für Europäer
Der russische Journalist arbeitet für die Internet-

Redaktion der „Deutschen Welle“. Er schreibt
heute zum Thema Gas-Streit

Von außen betrachtet
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Drittens: Ein weiterer Kon-
fliktgrund ist das innenpoliti-
sche Durcheinander in der
Ukraine. Der Machtkampf

le geschäftlichen Streitigkei-
ten, und die gesunkenen Öl-
preise zwingen Russland, hart
zu agieren.


